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1. Überblick

Die Besondere Ausgleichsregelung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) dient dazu, die

durch die EEG-Umlage entstehende Belastung stromkostenintensiver Unternehmen sowie

von Unternehmen, die Schienenbahnen betreiben, zu begrenzen. Ziel ist, die internationale

Wettbewerbsfähigkeit der begünstigten Unternehmen – bei Schienenbahnen die intermodale

Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen Verkehrsmitteln – zu erhalten. Grundlage der

Besonderen Ausgleichsregelung sind die Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien (UEBLL) der

Europäischen Union. Gegenüber diesem Rahmen ist die Besondere Ausgleichsregelung

allerdings deutlich restriktiver, da nach den UEBLL die privilegierten Branchen vollständig

begünstigt werden könnten, während die Besondere Ausgleichsregelung nur diejenigen

Unternehmen in den betroffenen Branchen begünstigt, die besonders stromintensiv sind.

Diese Begrenzung der Belastung für stromkostenintensive Unternehmen und Schienenbahnen

führt zu einer entsprechend höheren EEG-Umlage für private Haushalte, öffentliche

Einrichtungen, Landwirtschaft, Handel und Gewerbe sowie diejenigen industriellen

Stromabnehmer, die nicht von der Besonderen Ausgleichsregelung profitieren.

Ohne Begrenzung der Belastung wäre aber davon auszugehen, dass die Wettbewerbsfähigkeit

stromkostenintensiver Unternehmen im internationalen Wettbewerb sinken und

gegebenenfalls eine Produktionsverlagerung ins Ausland stattfinden würde. Solche

Produktionsverlagerungen ins Ausland wären nicht nur ein erhebliches Risiko für die

Attraktivität des Industriestandorts Deutschland. Sie würden auch zu einer Erhöhung der EEG-

Umlage führen, da die Umlage dann auf einen kleineren Letztverbraucherkreis verteilt werden

müsste.

Die vorliegenden Hintergrundinformationen zur Besonderen Ausgleichsregelung sollen dazu

dienen, das Verfahren grundsätzlich zu erläutern sowie die wichtigsten Änderungen gegenüber

dem Vorjahr darzustellen. Zudem wird ein Überblick über die Struktur der begünstigten

Unternehmen und die privilegierten Strommengen gegeben.
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2. Systematik der Besonderen Ausgleichsregelung

Abschnitt 2 skizziert den Verfahrensablauf, die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme der

Besonderen Ausgleichsregelung und die Begrenzungswirkung.

2.1 Verfahrensablauf

Die Begrenzung der EEG-Umlage für eine Strommenge im Rahmen der Besonderen

Ausgleichsregelung erfolgt auf Antrag des Unternehmens beim Bundesamt für Wirtschaft und

Ausfuhrkontrolle (BAFA; Sitz Eschborn). Dafür muss das Unternehmen bzw. der selbständige

Unternehmensteil die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen (hierzu im Einzelnen unter 2.2 und

2.3).

Begrenzungsbescheide werden basierend auf dem Antrag eines Unternehmens bzw. eines

selbständigen Unternehmensteils für die im Antrag genannten Abnahmestellen erteilt. Das

BAFA hat hierzu im Rahmen des Antragsverfahrens 2017 Bescheide erlassen, die für das

Kalenderjahr 2018 gelten.1 Der Umfang der Begrenzung hängt bei stromkostenintensiven

Unternehmen hauptsächlich von der Stromkostenintensität des Unternehmens oder

selbständigen Unternehmensteils sowie – in besonderen Fällen – von der durchschnittlichen

EEG-Umlage (in ct/kWh) ab, die in dem Antragsjahr vorausgegangenen Geschäftsjahr (in der

Regel das Jahr 2016) entrichtet wurde.

Die Antragstellung auf Begrenzung der EEG-Umlage erfolgt auf Basis der Unternehmensdaten

im entsprechenden Nachweiszeitraum. Dies bedeutet konkret: Ein Unternehmen, das 2018 von

der Besonderen Ausgleichsregelung profitieren möchte, musste bis spätestens Ende Juni 2017

einen Antrag stellen.2 Dieser Antrag beruht auf den Daten des Nachweiszeitraums (in der Regel

die letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre 2014, 2015 und 2016). Bei Schienenbahnen ist

dies stets das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr (also in der Regel das Geschäftsjahr 2016).

Das BAFA prüft den Antrag und erlässt einen Bescheid, in dem entweder die Begrenzung der

Umlage ausgesprochen oder der Antrag abgelehnt wird. Die Begrenzung der EEG-Umlage gilt

dann für den gesamten Strom3, den das Unternehmen 2018 an den durch die Besondere

Ausgleichsregelung begünstigten Abnahmestellen selbst verbraucht. Diese privilegierten

1 Die Liste der privilegierten Unternehmen ist auf der Webseite des BAFA verfügbar unter:
http://www.bafa.de/DE/Energie/Besondere_Ausgleichsregelung/besondere_ausgleichsregelung_node.html.
2 Neugegründete Unternehmen konnten gemäß § 64 Absatz 4 EEG 2017 einen Antrag bis 30.09.2017 stellen.
3 Auf die erste Gigawattstunde ist grundsätzlich die volle EEG-Umlage zu entrichten (Selbstbehalt).
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Strommengen können, abhängig zum Beispiel von der Konjunktur, höher oder ggf. auch

niedriger sein als die ursprünglich im Antragsverfahren auf Basis des letzten abgeschlossenen

Geschäftsjahres genannten Strommengen.

Abbildung 1: Zeitlicher Ablauf des Antragsverfahrens für das Begrenzungsjahr 2018.

Der zeitliche Ablauf von Nachweiszeitraum, Antrags- und Begrenzungsjahr wird in Abbildung 1

verdeutlicht (für den Regelfall, dass Geschäftsjahr und Kalenderjahr sich entsprechen).

Seit den Änderungen des KWKG 2017 wird die Begrenzungswirkung der Besonderen

Ausgleichsregelung auch für die Begrenzung der KWKG-Umlage mit gewissen Änderungen

übernommen. Die Begrenzungsbescheide der Besonderen Ausgleichsregelung haben damit eine

doppelte Wirkung: zum einen unmittelbar für die Begrenzung der EEG-Umlage und zum

anderen mittelbar durch das KWKG für die Begrenzung der KWKG-Umlage.

2.2 Voraussetzungen der Inanspruchnahme und Begrenzungswirkung bei
stromkostenintensiven Unternehmen

Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Besonderen Ausgleichsregelung ist zunächst, dass

das antragstellende Unternehmen einer der Branchen des Anhangs 4 des EEG zugeordnet

werden kann. Im Anhang 4 sind große Teile des produzierenden Gewerbes aufgeführt. Die
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Branchen sind entsprechend den Rahmenregelungen der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien

(UEBLL) der EU in zwei Listen4 eingeteilt, für die unterschiedliche Anforderungen an die

unternehmensspezifische Stromkostenintensität – sprich das Verhältnis der Stromkosten zur

Bruttowertschöpfung5 – gelten. So ist seitens des Unternehmens nachzuweisen, dass die

Stromkosten6 des Unternehmens (bzw. eines selbständigen Unternehmensteils) einen Anteil

von mindestens 14 Prozent (Liste 1 der Anlage 4 zum EEG) bzw. 20 Prozent (Liste 2 der Anlage 4

zum EEG) an der Bruttowertschöpfung ausmachten und sein Stromverbrauch an den

beantragten Abnahmestellen im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr mindestens 1 Giga-

wattstunde (GWh) betrug. Durch diese Schwellenwerte ist die Besondere Ausgleichsregelung

deutlich restriktiver als die Vorgaben der EU in den UEBLL: Dort wird für die Liste 1 auf

Schwellenwerte verzichtet, so dass die betroffenen Branchen unabhängig von der

Stromkostenintensität des einzelnen Unternehmens vollständig privilegiert werden. Diese Liste

beinhaltet die Branchen, die den überwiegenden Teil der privilegierten Strommenge enthalten.

Ist ein Unternehmen nicht als Ganzes stromkostenintensiv, so können ggf. einzelne

Teilbereiche die Besondere Ausgleichsregelung als „selbständige Unternehmensteile“ in

Anspruch nehmen, zum Beispiel bei einem Chemieunternehmen die stromkostenintensive

Kunststoffproduktion. Dies gilt aber nur, wenn die Kunststoffproduktion innerhalb des

Unternehmens in einem selbständigen Teilbereich erfolgt, das Unternehmen der Liste 1 des

Anhangs 4 zuzuordnen ist und die übrigen Tatbestandsvoraussetzungen für diesen Teil des

Unternehmens erfüllt werden.

Schließlich muss das antragstellende Unternehmen nachweisen, dass es über ein zertifiziertes

Energie- oder Umweltmanagementsystem verfügt. Bei einem Stromverbrauch von unter 5 GWh

im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr kann stattdessen auch ein alternatives System zur

4 Diese Listen bestimmen, welche Unternehmen grundsätzlich zum Kreis der förderungswürdigen Unternehmen
gehören, weil sie im internationalen Wettbewerb stehen. Die Listen wurden von der EU Kommission in den
Umweltschutz- und Energiebeihilfeleitlinien (UEBLL) bestimmt und wurden in das EEG übernommen.
5 Die Bruttowertschöpfung wird in § 64 Abs. 6 Nr. 2 definiert als die Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten nach der
Definition des Statistischen Bundesamtes, Fachserie 4, Reihe 4.3, Wiesbaden 2007 inklusive Personalkosten für
Leiharbeitsverhältnisse.
6 Seit dem Antragsjahr 2016 werden die Stromkosten der Unternehmen mit durchschnittlichen Strompreisen als
maßgebliche Stromkosten berechnet. Diese maßgeblichen Stromkosten werden über die Multiplikation des
Stromverbrauchs des Unternehmens mit einem durchschnittlichen Strompreis von Unternehmen mit ähnlichen
Strommengen und ähnlichen Vollbenutzungsstunden ermittelt. Die durchschnittlichen Strompreise werden
jährlich vom BAFA neu berechnet und in einer Preistabelle mit 64 einzelnen Preisen jeweils im Februar
veröffentlicht. Durch dieses Vorgehen ergibt sich eine stärkere Standardisierung für die Berechnung der
Stromkosten im Vergleich zu den bisher verwendeten tatsächlichen Stromkosten. Weitere Informationen hierzu im
Hinweisblatt „Maßgebliche Stromkosten und Durchschnittsstrompreisverordnung“ auf der BAFA Webseite.
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Verbesserung der Energieeffizienz nachgewiesen werden. Hiermit werden Anreize gesetzt, die

vorhandenen Energieverbrauchsminderungspotenziale auch tatsächlich zu nutzen. Damit trägt

die Besondere Ausgleichsregelung zu einem effizienten und sparsamen Umgang mit Energie

bei.

Die Wirkung der Begrenzung der Besonderen Ausgleichsregelung im EEG gestaltet sich (ohne

Berücksichtigung der Übergangs- und Härtefallbestimmungen) für stromkostenintensive

Unternehmen mit einer Stromkostenintensität von mindestens 17 Prozent (Liste 1) bzw. von

mindestens 20 Prozent (Liste 2) und sofern alle weiteren Voraussetzungen7 erfüllt sind wie

folgt:

1. Die EEG-Umlage wird für die selbstverbrauchte Strommenge an der begrenzten

Abnahmestelle oberhalb der ersten Gigawattstunde auf 15 Prozent der regulären Umlage

begrenzt.

2. Zusätzlich wird der maximal zu zahlende Betrag der EEG-Umlage gedeckelt. Dieser

Höchstbetrag (auch „Cap“ bzw. „Super-Cap“ genannt) hängt von der Stromkostenintensität

und der Höhe der Bruttowertschöpfung des Unternehmens ab.

3. Für begrenzte Abnahmestellen mit einem hohen Stromverbrauch, die vom Höchstbetrag

profitieren, stellt der Mindestbetrag sicher, dass die Unternehmen mindestens 0,1 ct/kWh

(bzw. 0,05 ct/kWh für einige Branchen) für privilegierte Strommengen bezahlen.

Für stromkostenintensive Unternehmen der Liste 1 mit einer geringeren Stromkostenintensität

(mindestens 14 Prozent und weniger als 17 Prozent) wurde mit dem EEG 2017 der folgende

Begrenzungstatbestand geschaffen:

4. Für stromkostenintensiven Unternehmen der Liste 1, die mindestens 14 Prozent

Stromkostenintensität (aber weniger als 17 Prozent) nachweisen können, wird die EEG-

Umlage für die selbstverbrauchte Strommenge an der begrenzten Abnahmestelle auf

20 Prozent der regulären Umlage begrenzt. („Liste 1 20 % Begrenzung“)

7 Nähere Informationen zu den Antragsvoraussetzungen für stromkostenintensive Unternehmen finden Sie im
Merkblatt:
http://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/bar_merkblatt_unternehmen.pdf?__blob=publicationFile&v=7
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2.3 Voraussetzungen der Inanspruchnahme und Begrenzungswirkung bei
Schienenbahnen

Im Gegensatz zu den stromkostenintensiven Unternehmen müssen Schienenbahnen für einen

Antrag auf Begrenzung der EEG-Umlage lediglich nachweisen, dass der von ihnen für den

Fahrbetrieb verbrauchte Strom unter Ausschluss etwaiger rückgespeister Energie mehr als

2 GWh betrug. Ist diese Voraussetzung erfüllt, so wird die EEG-Umlage auf Antrag für die

gesamte Strommenge auf 20 Prozent der regulären Umlage begrenzt.

2.4 Übergangsregelungen im EEG 2014 und Neuerungen 2017

Seit ihrer erstmaligen Aufnahme in das EEG im Jahr 2003 wurde die Besondere

Ausgleichsregelung mehrfach überarbeitet. Mit dem EEG 2014 wurde die Besondere

Ausgleichsregelung in die §§ 63 bis 69 überführt sowie in mehrfacher Hinsicht weiterentwickelt

und an die Umweltschutz- und Energiebeihilfeleitlinien (UEBLL) der EU-Kommission angepasst.

Das EEG 2014 beinhaltete Übergangs- und Härtefallbestimmungen, die die Unternehmen vor

einem starken Anstieg der EEG-Umlage schützen sollten bzw. den Unternehmen ausreichend

Zeit geben sollten, um sich auf die neue Rechtslage einzustellen.

1. „Reguläre Begrenzung mit Doppelungsregelung“:

Unternehmen oder selbständige Unternehmensteile, die die in Abschnitt 2.2 genannten

Voraussetzungen erfüllten und zusätzlich für das Jahr 2014 über eine bestandskräftige

Begrenzungsentscheidung nach dem EEG 2012 verfügten, wurden vom BAFA für 2018

so begrenzt, dass die zu zahlende EEG-Umlage je selbst verbrauchter Kilowattstunde

Strom an den begrenzten Abnahmestellen das Doppelte der im Jahr 2016 in ct/kWh

gezahlten EEG-Umlage nicht überschreitet. Diese Regelung greift letztmalig im

Begrenzungsjahr 2018.

2. „Doppelungsregelung“:

Unternehmen oder selbständige Teile von Unternehmen der Liste 1, welche die oben

genannten Voraussetzungen für eine Begrenzung nicht erfüllten, aber über eine

bestandskräftige Begrenzungsentscheidung nach dem EEG 2012 für das Jahr 2014

verfügten und eine Stromkostenintensität zwischen 14 Prozent und 17 Prozent

erreichten, wurden so begrenzt, dass die zu zahlende EEG-Umlage je selbstverbrauchter

Kilowattstunde Strom an den begrenzten Abnahmestellen das Doppelte der im Jahr

2016 in ct/kWh gezahlten EEG-Umlage nicht überschreitet. Diese Regelung greift
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letztmalig im Begrenzungsjahr 2018 und zusammen mit der oben genannten

Begrenzung auf 20 Prozent für Liste 1 Unternehmen.

3. „Härtefall- und Doppelungsregelung“:

Unternehmen oder selbständige Unternehmensteile, welche die oben genannten

Voraussetzungen für eine Begrenzung nicht erfüllten, weil sie entweder keiner Branche

der Liste 1 oder 2 zugehörig sind oder als Unternehmen der Liste 2 eine

Stromkostenintensität von 20 Prozent nicht erreichten, wurden auf 20 Prozent der

regulär zu zahlenden EEG-Umlage begrenzt. Voraussetzung hierfür war, dass sie über

eine bestandskräftige Begrenzung der EEG-Umlage nach dem EEG 2012 für das Jahr

2014 verfügten und mindestens eine Stromkostenintensität von 14 Prozent erreichten.

Diese Begrenzung auf 20 Prozent („Härtefallregelung“) ist nicht zeitlich befristet und

greift somit auch im Begrenzungsjahr 2019. Auch in diesen Fällen wurde die maximal zu

zahlende EEG-Umlage je selbstverbrauchter Kilowattstunde Strom an den begrenzten

Abnahmestellen zusätzlich auf das Doppelte der im Jahr 2016 in ct/kWh gezahlten EEG-

Umlage begrenzt. Diese Regelung („Doppelungsregelung“) greift letztmalig im

Begrenzungsjahr 2018.

Daneben galt im Antragsverfahren 2017 folgende Änderung gegenüber dem vorherigen

Antragsverfahren:

Mit dem EEG 2017 wurde eine weitere Begrenzungsmöglichkeit für Unternehmen der Liste 1

mit einer Stromkostenintensität von weniger als 17 Prozent eröffnet. Wie unter Abschnitt 2.2

beschrieben, wird in diesen Fällen die selbstverbrauchte Strommenge an der begrenzten

Abnahmestelle auf 20 Prozent der regulären Umlage begrenzt. Diese Begrenzung greift im Jahr

2018 zusammen mit der oben genannten Doppelungsregelung.

Zusätzlich wurde eine neue Antragsmöglichkeit für Unternehmen mit nicht EEG-

umlagepflichtigen Strommengen geschaffen (nach § 64 Abs. 5a EEG 2017). Diese ermöglicht

Unternehmen zum einen die Umstellung von Eigenversorgung zum Fremdbezug oder zum

anderen eine Begrenzung der EEG-Umlage, wenn aufgrund der Modernisierung einer

Stromerzeugungsanlage (Bestandsanlage) erstmalig EEG-Umlage zu zahlen ist. Die

Unternehmen können bei der Antragstellung auch nicht EEG-umlagepflichtigen Strommengen

für den Nachweis der Stromkostenintensität ansetzen. Allerdings müssen die Unternehmen im
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Gegenzug, wenn sie eine Begrenzung erhalten, die begrenzte EEG-Umlage auch auf die

ursprünglich nicht EEG-umlagepflichtigen Strommengen bezahlen – was den Umfang der

Begrenzungswirkung verringert. Diese Unternehmen profitieren nur für ihre EEG-

umlagepflichtige Strommenge von dieser Begrenzung und müssen umgekehrt EEG-Umlage für

Strommengen entrichten, die sonst keine EEG-Umlage tragen müssten. Die Begrenzung in

diesen Fällen entspricht der in Abschnitt 2.2. dargestellten regulären Begrenzung für

stromkostenintensive Unternehmen, sie umfasst aber im Gegensatz zu anderen Antragstypen

den gesamten Stromverbrauch des Unternehmens, nicht nur beantragte Abnahmestellen.

(„Anträge mit nicht EEG-Umlagepflichtigen Strommengen“).

Im Jahr 2017 konnten eingetragene Kaufleute im Rahmen eines Sonderverfahrens rückwirkende

Anträge für die Jahre 2015, 2016 und 2017 stellen. Von dieser Möglichkeit haben 9

unterschiedliche Unternehmen Gebrauch gemacht. Für die Jahre 2015 bis 2017 wurden

insgesamt 27 Anträgen für 29 Abnahmestellen gestellt und 24 Anträge und 24 Abnahmestellen

mit einer Strommenge von rund 74 GWh begünstigt. Die durchschnittliche privilegierte

Strommenge pro Jahr lag bei rund 33,6 GWh.
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3. Ergebnisse für 2017 und Ausblick auf 2018

Abschnitt 3 stellt die aktuellen Zahlen zum Umfang der Anträge auf Begrenzung sowie der

privilegierten Strommenge dar. Die folgenden Angaben geben den aktuellen Stand des

Verfahrens vom 23.07.2018 wieder und können sich im Zeitverlauf aufgrund des fort-

schreitenden Verfahrens (Widerspruchsverfahren, offene Verfahren durch fehlende Unterlagen

von Unternehmen, etc.) noch verändern.

3.1 Anträge auf Privilegierung

Die durch Unternehmen des produzierenden Gewerbes im Antragsverfahren belegten
Stromverbräuche dienen zum Nachweis der Begrenzungsvoraussetzungen. Die tatsächliche
Inanspruchnahme der Besonderen Ausgleichsregelung ergibt sich erst in dem auf das
Antragsjahr folgenden Begrenzungsjahr. Hierzu können auf der Grundlage des
Antragsverfahrens keine abschließenden Angaben gemacht werden.

Die Gesamtzahl der Anträge zur Besonderen Ausgleichsregelung ist im Vergleich zum Vorjahr von

2.276 auf 2.299 leicht gestiegen und liegt damit um etwa 1 Prozent höher. Insgesamt wurden für

das Begrenzungsjahr 2018 im Rahmen der Besonderen Ausgleichsregelung 2.299 Anträge mit

einer Strommenge von rund 118,46 TWh gestellt, im Vergleich zu 111,99 TWh im Vorjahr.

Davon entfallen rund 105,5 TWh (Vorjahr: 99,3 TWh) auf 2.157 Anträge von Unternehmen des

produzierenden Gewerbes mit 2.997 Abnahmestellen (Vorjahr: 2.136 Unternehmen mit 2.938

Abnahmestellen). Davon wurden erstmalig nach § 64 Abs. 5a insgesamt 39 Anträge von

Unternehmen mit nicht EEG-umlagepflichtigen Strommengen gestellt für 71 Abnahmestellen

mit einer gesamten Strommenge von 5,12 TWh, wovon rund 4 TWh auf nicht EEG-

Umlagepflichtige Strommengen entfallen. Dies bedeutet, dass die beim Bundesamt für Wirtschaft

und Ausfuhrkontrolle zur Begrenzung beantragten Strommengen insgesamt gestiegen sind –

insbesondere aufgrund neuer Anträge von Unternehmen mit nicht EEG-umlagepflichtigen

Strommengen. Abgesehen von diesem Sondereffekt zeigt sich eine geringe Erhöhung der

beantragten Strommenge für alle anderen Antragstypen und damit die Stabilität in der Nachfrage

zur Besonderen Ausgleichsregelung. Diese Stabilität folgt aus den Anpassungen der letzten Jahre

(Anhebung des Schwellenwerts der Stromkostenintensität im Verfahren 2015 für Unternehmen

der Liste 1, sukzessives Auslaufen der Übergangsregelung, der sog. „Doppelungsregelung“).
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Von der durch Unternehmen des produzierenden Gewerbes beantragten Strommenge von

105,5 TWh wurden Anträge im Umfang von 2,35 TWh nicht privilegiert (z.B. aufgrund von

Ablehnungen oder Antragsrücknahmen). Zudem müssen alle Unternehmen an ihren

Abnahmestellen den Selbstbehalt von einer Gigawattstunde entrichten.8 Das bedeutet, dass die

Unternehmen für die ersten 1.000.000 kWh ihres Stromverbrauchs die volle EEG-Umlage von

6,792 ct/kWh zahlen müssen.9 Entsprechend wurde eine Strommenge von rund 2,7 TWh

aufgrund dieses Selbstbehalts nicht privilegiert. Bei Anträgen mit nicht EEG-umlagepflichtigen

Strommengen wurden insgesamt 255 GWh nicht privilegiert (z.B. aufgrund von Ablehnungen

oder Antragsrücknahmen).

Bei den Schienenbahnen hat sich die Anzahl der Anträge und die beantragte Strommenge in

diesem Antragsverfahren leicht erhöht. So wurde für das Begrenzungsjahr 2018 von 142

Unternehmen mit einer Fahrstrommenge von rund 12,98 TWh ein Antrag gestellt. Im Vorjahr

waren es 140 Unternehmen mit einer Fahrstrommenge von rund 12,63 TWh. Seit dem

Antragsverfahren 2014 sind Anträge von neuen Schienenbahnen auf der Grundlage von

Prognosedaten zugelassen, die sich an Ausschreibungen beteiligen. Diese Antragsmöglichkeit

verhindert die Benachteiligung von neuen Schienenbahnen. Von Schienenbahnen wurden

12,93 TWh zur Begrenzung beantragt, davon wurden rund 52,6 GWh nicht privilegiert (z.B.

aufgrund von Ablehnungen oder Antragsrücknahmen).

Im Antragsjahr 2017 lag die gesamte Ablehnungsquote bezogen auf alle beantragten

Abnahmestellen bei 4,6 Prozent (im Antragsjahr 2015: 6,3 Prozent). Damit ist die

Ablehnungsquote gegenüber dem Vorjahr leicht gesunken, bewegt sich aber im Rahmen der

Vorjahre von rund 5 Prozent.

3.2 Privilegierte Strommenge

Im Antragsverfahren 2017 für das Begrenzungsjahr 2018 hat das Bundesamt für Wirtschaft und

Ausfuhrkontrolle – unter der Annahme, dass die letztjährigen Strommengen der Unternehmen

in konstanter Höhe auch im Begrenzungsjahr verbraucht werden – eine Strommenge von

8 Lediglich im Falle von Abnahmestellen mit einer Begrenzung nach §103 Abs. 3 (sog. „Doppelungsregelung“)
entfällt der Selbstbehalt.
9 Im EEG 2012 waren dagegen die besonders stromintensiven Unternehmen im Rahmen der sogenannten
„besonderen Privilegierung“ vom Selbstbehalt ausgenommen.
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insgesamt 110,5 TWh (im Vorjahr 106,07 TWh) als privilegiert anerkannt.10 Hiervon entfallen 88

Prozent (97,57 TWh) auf stromkostenintensive Unternehmen des produzierenden Gewerbes

und 12 Prozent (12,93 TWh) auf Schienenbahnen. Im Vorjahr waren es 88 Prozent (93,44 TWh)

für stromkostenintensive Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und 12 Prozent

(12,64 TWh) für Schienenbahnen. Davon entfielen 3 Prozent (3,39 TWh) der privilegierten

Strommenge auf Anträge nach § 64 Abs. 5a mit nicht EEG-umlagepflichtigem Strom. Dabei ist

zu berücksichtigen, dass diese eine ursprünglich nicht EEG-umlagepflichtige Strommenge von

rund 2,6 TWh beinhaltet, für die die begrenzte EEG-Umlage nach § 64 Abs. 5a EEG entrichtet

werden muss. Insgesamt ist die privilegierte Strommenge im produzierenden Gewerbe

gestiegen, insbesondere aufgrund der zusätzlichen Begrenzung von Anträgen mit ursprünglich

nicht EEG-umlagepflichtigen Strommengen.

In der Übersicht über die Ergebnisse der Bescheidverfahren in Tabelle 1 zeigt sich, dass die Zahl

der begünstigten Unternehmen im Vergleich zum Vorjahr von 2.117 auf 2.156 und der

begünstigten Abnahmestellen von 2.794 auf 2.840 gestiegen ist. Dies lässt sich unter anderem

durch die leicht erhöhte Zahl von Anträgen im Antragsjahr 2017 sowie neue Anträge nach § 64

Abs. 5a von Unternehmen mit nicht EEG-umlagepflichtigem Strom erklären. Die 2.017

begünstigten Unternehmen des Produzierenden Gewerbes insgesamt verteilen sich wie folgt

auf die Branchen des Anhang 4 des EEG 2014: 1.334 entfallen auf Liste 1, 644 auf Liste 2 und 39

auf Branchen ohne Listenzugehörigkeit (die in die Härtefallregelung fallen). Der Anstieg der

privilegierten Menge von 93,44 TWh auf insgesamt 97,57 TWh erklärt sich durch die

zusätzlichen Begrenzungen nach § 64 Abs. 5a für Unternehmen mit nicht EEG-

umlagepflichtigem Strom von 3,39 TWh. 11

Die tatsächliche Inanspruchnahme der Besonderen Ausgleichsregelung wird von den

Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) im Rahmen der EEG Jahresabrechnung für das jeweilige

Begrenzungsjahr festgestellt. Da die privilegierte Strommenge auf Basis der gemeldeten

Strommengen aus dem Nachweiszeitraum ermittelt wird, kann diese über oder unter der

10 Die privilegierte Strommenge für das Begrenzungsjahr 2018 ergibt sich rein rechnerisch aus der Summe der
Stromverbräuche der positiv beschiedenen Abnahmestellen aus dem Nachweisjahr 2016 abzüglich des
Selbstbehalts für Abnahmestellen von Unternehmen im Sinne des § 64 Absatz 2 EEG. Abweichend werden
Unternehmen mit Anträgen nach § 64 Abs. 5a EEG für den gesamten Stromverbrauch privilegiert. Für die Prognose
der privilegierten Strommengen wird angenommen, dass die Stromverbräuche vom Nachweisjahr bis zum
Begrenzungsjahr konstant bleiben.
11 Die Zahl der begünstigten Unternehmen und die privilegierte Strommenge kann sich im Zeitverlauf noch
erhöhen, da einige Anträge bisher nicht abschließend entschieden werden konnten (z.B. wegen fehlender geprüfter
Jahresabschlüsse, Nachweise zu tatsächlich gezahlter EEG Umlage für Doppelungsregelung, etc.). Dies gilt analog
für noch abzulehnende Unternehmen und Abnahmestellen sowie die entsprechenden Strommengen.
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tatsächlichen Inanspruchnahme liegen. Diese Abweichung entsteht dann, wenn der

Stromverbrauch der privilegierten Unternehmen im Begrenzungsjahr höher oder niedriger liegt

als im jeweiligen Nachweiszeitraum (d.h. zwei Jahre vor dem Begrenzungsjahr). Diese

Abweichung zeigt sich auch im Blick auf das Verhältnis der beiden Werte: Im Jahr 2016 lag die

privilegierte Strommenge unter der tatsächlichen Inanspruchnahme.

In der Gesamtschau der Tabelle 1 zeigt sich die Stabilität der Besonderen Ausgleichsregelung

unter dem EEG 2014 und EEG 2017. Seit 2015 zeigt sich die konsolidierende Wirkung der

Novelle des EEG 2014: Die Zahl der Anträge und die privilegierte Strommenge stabilisieren sich

insgesamt für das produzierende Gewerbe und für Schienenbahnen. Bei Schienenbahnen stieg

die Zahl der Anträge seit 2015 leicht an, die privilegierte Strommenge steigt im gleichen

Zeitverlauf leicht auf rund 13 TWh in 2017.
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Ergebnisse der Bescheidverfahren
für das Begrenzungsjahr:

2015 2016 2017 2018

Anzahl der Unternehmen,
die einen Antrag gestellt haben

2.462 2.305 2.276 2.299

Anzahl der Abnahmestellen,
für die ein Antrag gestellt wurde

3.409 3.147 3.078 3.139

begünstigte Unternehmen12

und Unternehmensteile; davon
2.242 2.176 2.117 2.156

- produzierendes Gewerbe 2.114 2.044 1.979 1.984

- produzierendes Gewerbe nach § 64 Abs. 5a - - - 33

- Schienenbahnen 128 132 138 139

begünstigte Abnahmestellen 2.945 2.886 2.794 2.84013

privilegierte Strommenge [GWh] 108.136 108.550 106.073 110.500

- davon privilegierte Strommenge produzierendes
Gewerbe

95.462 96.090 93.438 94.186

- davon privilegierte Strommenge nach § 64 Abs. 5a - - - 3.38414

- davon privilegierte Strommenge Schienenbahnen 12.674 12.460 12.635 12.929

Tatsächliche Inanspruchnahme [GWh]
(Ist-Werte aus EEG-Jahresabrechnung, die Mitte des
Folgejahres vorliegt)

111.616 112.345 113.160 -

Entlastungen der Unternehmen in Mrd. Euro
(Basis: Tatsächliche Inanspruchnahme (2015 und 2016))

4,9 5,1 5,5 -

Anteil der Privilegierung an der EEG-Umlage in
Cent/kWh (Basis: Tatsächliche Inanspruchnahme (2015
und 2016))

1,41 1,45 1,64 -

Tabelle 1: Übersicht über die Bescheidverfahren nach §§ 63 ff. EEG 2017 15

(Stand 23.07.2018); Quelle: BAFA

Die positiven Begrenzungsbescheide der Besonderen Ausgleichsregelung verteilen sich auf die

in Abschnitt 2.2 beschriebenen Begrenzungsbereiche wie in Abbildung 2 dargestellt. Abnahme-

stellen von stromkostenintensiven Unternehmen und selbstständigen Unternehmensteilen

werden gemäß der regulären Begrenzung je nach Stromverbrauch und Voraussetzungen auf

15 Prozent der EEG Umlage, den Höchstbetrag (Cap / Super-Cap), den jeweiligen Mindest-

betrag oder die reguläre Begrenzung mit Doppelungsregelung begrenzt. Abnahmestellen von

Unternehmen oder selbstständigen Unternehmensteilen, die nicht in diese reguläre Begrenzung

fallen, können unter den in Abschnitt 2.4 beschriebenen Voraussetzungen entweder nach der

12 Die Unternehmen, die unter die Härtefallregelung fallen, sind hier ebenfalls berücksichtigt.
13 Bei Anträgen nach § 64 Abs. 5a sind nur exemplarische Abnahmestellen enthalten (für 2018: 43 Abnahmestellen).
14 Diese Strommengen beinhalten sowohl EEG-umlagepflichtige wie auch nicht EEG-Umlagepflichtige
Strommengen, deshalb sind diese hier gesondert ausgewiesen. Rund 4 TWh an nicht EEG-Umlagepflichtigen
Strommengen, für die die Unternehmen die begrenzte EEG-Umlage entrichten müssen.
15 Diese Angaben geben den aktuellen Stand des Verfahrens wieder und können sich im Zeitverlauf aufgrund des
fortschreitenden Verfahrens verändern.
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Begrenzung auf 20 Prozent oder nach der Härtefall- und Doppelungsregel begrenzt werden.

Schienenbahnen werden, wie in Abschnitt 2.3 beschrieben, einheitlich auf 20 Prozent der EEG

Umlage begrenzt.

Abbildung 2: Unternehmen und Abnahmestellen nach Begrenzungsbereichen

(Stand 23.07.2018; Quelle: BAFA)

Im Vergleich zum Vorjahr zeigt sich große Stabilität bei der Verteilung auf die

Begrenzungsbereiche der regulären Begrenzung, d.h. die Anzahl der begrenzten

Abnahmestellen und die privilegierte Strommenge verteilen sich annähernd so wie im Vorjahr

auf die Bereiche der 15 % Begrenzung (Vorjahr 344 Abnahmestellen; 3,2 TWh), Höchstbetrag

(Vorjahr 1442 Abnahmestellen; 31,2 TWh), Mindestumlage (300 Abnahmestellen; 47 TWh)).

Damit konzentriert sich der überwiegende Teil der privilegierten Strommenge weiterhin auf

Höchstbetrag und Mindestbetrag. Eine größere Zahl kleinerer Unternehmen erhält die

Begrenzung auf 15 Prozent der EEG-Umlage, da hier eine geringere privilegierte Strommenge,

aber verhältnismäßig viele begünstigte Unternehmen zu finden sind. Die neue Begrenzung auf

20 Prozent (Unternehmen der Liste 1 mit einer Stromkostenintensität 14 bis 17 Prozent) wurde

für 202 Abnahmestellen ausgesprochen und damit für mehr Abnahmestellen als im Vorjahr (88
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Abnahmestellen mit 1,3 TWh) für die Vorgängerregelung der Doppelungsregel („Liste 1 20 %

Begrenzung“).

Abbildung 3 verdeutlicht, dass sich der Großteil der Stromverbräuche auf einen vergleichsweise

kleinen Teil der begünstigten Antragsteller des produzierenden Gewerbes konzentriert:

Die 20 Prozent der stromintensivsten Unternehmen unter den Antragstellern der Besonderen

Ausgleichsregelung (403 Unternehmen) verbrauchen 84 Prozent der privilegierten Strommenge

(82.095 GWh), während die restlichen 80 Prozent (1.614 Unternehmen) weitere 15.475 GWh

nutzen.

Abbildung 3: Kumulierter Anteil privilegierter Strommenge je Unternehmen

(Stand 23.07.2018; Quelle: BAFA)
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4. Struktur der antragstellenden Unternehmen

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle veröffentlicht auf seiner Homepage jährlich

die Liste der Unternehmen, die von der Besonderen Ausgleichsregelung profitieren. In diesem

Abschnitt wird für das Antragsverfahren 2017 ein Überblick über die Verteilung der privilegierten

Unternehmen und Abnahmestellen auf Landesebene gegeben, die Nutzung verschiedener

Energiemanagementsysteme dargestellt und die Bedeutung der Unternehmen als Arbeitgeber

aufgezeigt.

4.1 Branchenverteilung

Der Fokus der Besonderen Ausgleichsregelung auf stromintensive Bereiche des produzierenden

Gewerbes zeigt sich im Hinblick auf die Branchenverteilung der Unternehmen. Die genaue

Verteilung der Abnahmestellen mit positivem Begrenzungsbescheid auf einzelne Branchen wird

in Tabelle 2 dargestellt.

Tabelle 2: Übersicht über die Branchen16

(Stand 23.07.2018; Quelle: BAFA – Abweichungen ggf. rundungsbedingt)

Auf die Wirtschaftszweige „1700 Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus“, „2000

Herstellung von chemischen Erzeugnissen“ und „2400 Metallerzeugung und –bearbeitung“

entfallen knapp 25 Prozent der privilegierten Abnahmestellen, die rund 61 Prozent der

16 Wirtschaftszweige mit weniger als 5 privilegierten Unternehmen wurden unter „Sonstige“ zusammengefasst.

Wirtschaftszweige [WZ2008] Anzahl Abnahmestellen privilegierte Strommenge [GWh]

0800 - Gewinnung von Steinen und Erden, sonstiger Bergbau 166 642

1000 - Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 388 4.087

1100 - Getränkeherstellung 36 334

1300 - Herstellung von Textilien 66 749

1600 - Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren etc. 142 3.379

1700 - Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus 132 12.078

1800 - Herstellung von Druckerzeugnissen; etc. 28 350

1900 - Kokerei und Mineralölverarbeitung 16 3.196

2000 - Herstellung von chemischen Erzeugnissen 287 28.652

2200 - Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 380 4.109

2300 - Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, etc. 304 8.352

2400 - Metallerzeugung und -bearbeitung 326 26.781

2500 - Herstellung von Metallerzeugnissen 196 1.558

2600 - Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, etc. 22 355

2700 - Herstellung von elektrischen Ausrüstungen 22 549

2800 - Maschinenbau 18 467

2900 - Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 19 199

3800 - Sammlung, Behandlung und Beseitigung von Abfällen; etc. 96 560

4900 - Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen 139 12.929

Sonstige 57 1.175

Gesamtergebnis 2.840 110.500
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privilegierten Strommenge (67,51 TWh) verbrauchen. Die Abnahmestellen in diesen drei

Wirtschaftszweigen haben daher durchschnittlich eine deutlich höhere privilegierte

Strommenge als der Durchschnitt über alle Abnahmestellen der Besonderen

Ausgleichsregelung (90,61 GWh in diesen drei Wirtschaftszweigen gegenüber 38,91 GWh in der

Besonderen Ausgleichsregelung insgesamt). Die Spannbreite zwischen Unternehmen mit

großem und kleinerem Stromverbrauch liegt dabei noch deutlich höher, als dies diese

Durchschnittswerte nahelegen. Einzelne begünstigte Unternehmen aus den Branchen

Aluminium und Chemie weisen einen Stromverbrauch im Bereich von mehreren 1.000 GWh pro

Jahr auf. Neben Unternehmen mit größerem Stromverbrauch finden sich auch viele begünstigte

Abnahmestellen von Unternehmen mit einem Stromverbrauch von weniger als 5 GWh in der

Besonderen Ausgleichsregelung. Kleinere begünstigten Unternehmen sind beispielsweise im

Wirtschaftszweig „1000 Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln“ zu finden, da dieser die

höchste Zahl begünstigter Unternehmen aufweist, aber gleichzeitig eine verhältnismäßig

geringe privilegierte Strommenge besitzt.
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4.2 Verteilung auf Länderebene

Mit Blick auf die Verteilung auf Landesebene zeigt sich, dass sich die privilegierte Strommenge

vor allem in Bundesländern mit großen Industriestandorten konzentriert. Auf Abnahmestellen

in Nordrhein-Westfalen entfällt rund 30 Prozent der privilegierten Gesamtstrommenge. Die

Betrachtung von Abnahmestellen ist an dieser Stelle insbesondere deshalb aussagekräftig, da

diese den Ort des Stromverbrauchs darstellen – im Gegensatz zum Firmensitz eines

Unternehmens mit mehreren Abnahmestellen in verschiedenen Bundesländern. Größere

Anteile entfallen auch auf Bayern, Niedersachsen und Hessen, die zusammen noch einmal rund

33 Prozent der privilegierten Gesamtstrommenge auf sich vereinen:

Tabelle 3: Verteilung der privilegierten Strommenge nach Bundesland

(Stand: 23.07.2018; Quelle: BAFA – Abweichungen ggf. rundungsbedingt)

Die hier aufgeführten ausländischen Abnahmestellen betreffen Schienenbahnen, die ihren Sitz

im Ausland haben, aber Strecken in Deutschland bedienen, an denen EEG-umlagepflichtiger

Strom verbraucht wird.

Bundesland Anzahl Abnahmestellen privilegierte Strommenge [GWh]

Baden-Württemberg 296 7.001

Bayern 421 14.800

Berlin 34 1.266

Brandenburg 102 4.313

Bremen 13 355

Hamburg 30 4.479

Hessen 133 9.585

Mecklenburg-Vorpommern 65 1.144

Niedersachsen 296 11.412

Nordrhein-Westfalen 658 32.993

Rheinland-Pfalz 146 5.504

Saarland 32 1.862

Sachsen 196 5.401

Sachsen-Anhalt 202 6.294

Schleswig-Holstein 69 1.697

Thüringen 133 2.202

Ausland 14 191

Gesamtergebnis 2.840 110.500
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Abbildung 4: Verteilung der privilegierten Strommenge nach Bundesland

(Stand 23.07.2018; Quelle: BAFA – Abweichungen ggf. rundungsbedingt)

Abbildung 3 verdeutlicht die Verteilung der privilegierten Strommenge auf die Bundesländer. Je

höher der Anteil der Strommenge desto dunkler ist ein Bundesland eingefärbt. Hier zeigt sich
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die Konzentration der privilegierten Strommenge auf die Bundesländer Nordrhein-Westfalen,

Bayern und Niedersachsen durch entsprechend dunklere Einfärbung.

4.3 Energiezertifizierungen

Seit dem EEG 2014 müssen alle stromkostenintensiven Unternehmen des produzierenden

Gewerbes ein Energiemanagementsystem nachweisen, wenn sie die Besondere

Ausgleichsregelung in Anspruch nehmen wollen. 2.158 stromkostenintensive Unternehmen des

produzierenden Gewerbes machten Angaben zur Zertifizierung eines Energie- oder

Umweltmanagementsystems. Insgesamt wurden 101 zertifizierte Systeme nach EMAS und

2.187 nach EN 16001 / ISO 50001 angegeben. Für Unternehmen mit geringerem

Stromverbrauch wurden 13 nach DIN EN 16247 und 338 Systeme gemäß der Spitzenausgleich-

Effizienzsystemverordnung genannt. Bei Anträgen für das Begrenzungsjahr 2017 musste das

Zertifizierungssystem bereits implementiert sein, so dass antragstellende Unternehmen nicht

mehr angeben konnten, dass eine Zertifizierung nicht rechtzeitig möglich war. Im

Begrenzungsjahr 2015 hatten sich noch 740 Unternehmen auf diese Übergangsregelung

berufen. Eine Übersicht zu den angegebenen Zertifizierungssystemen findet sich in Tabelle 4.

Die Pflicht zur Durchführung der Zertifizierungsverfahren erzeugt einen starken Anreiz bei den

Antragstellern, mögliche Kostenersparnisse durch Energieeinsparungen zu realisieren und

damit einen Beitrag zum Umwelt- und Ressourcenschutz zu leisten.

Art des Umwelt- und

Energiemanagementsystems

Begrenzungsjahr

2015 2016 2017 2018

EMAS 71 94 84 101

EN 16001 / 50001 1.404 2.109 2.255 2.187

EN 16247 - 11 11 13

SpaEfV 60 358 340 338

Zertifizierung nicht rechtzeitig möglich 740 - - -

Tabelle 4: Art der Energiezertifizierungen von privilegierten Unternehmen

(Mehrfachnennungen möglich17; Stand 23.07.2018; Quelle: BAFA)

Die Mehrheit der antragstellenden Unternehmen hat aufgrund der Einführung und des Betriebs

von Energie- und Umweltmanagementsystemen konkrete Maßnahmen zur Steigerung der

Energieeffizienz umgesetzt. Beispiele für solche Maßnahmen sind eine effizientere Beleuchtung

17 Aufgrund von mehrfachen Angaben zur Zertifizierung eines Unternehmens entspricht die Anzahl der
Zertifizierungen nicht der Anzahl der Anträge zur Besonderen Ausgleichsregelung.
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mittels LED, die verstärkte Nutzung von Abwärme, die bessere Isolierung von Kühlrohren oder

die Anschaffung neuer energieeffizienter Anlagen. Von 1.442 Antragsstellern wurde angegeben,

dass sie durch 3.403 Einzelmaßnahmen im Rahmen von Umwelt- und Energiemanagement-

systemen insgesamt rund 1,9 TWh an Energie eingespart haben. Neben Strom sind dabei auch

weitere Energieträger und Rohstoffe eingespart worden, z.B. Dieselkraftstoff, Wasser oder

Erdgas.

4.4 Beschäftigte

Abbildung 5: Anzahl der Antragsteller mit der jeweiligen Anzahl von Arbeitnehmern und
Arbeitnehmerinnen18 (Stand 23.07.2018; Quelle: BAFA)

Abbildung 4 zeigt, dass über 74 Prozent der Antragsteller weniger als 250 Beschäftigte

aufweisen – basierend auf den Angaben der Antragsteller im Antragsverfahren 2017. Insgesamt

gibt es in den stromkostenintensiven Unternehmen und Schienenbahnen, die für das

Begrenzungsjahr 2018 einen Antrag zur Besonderen Ausgleichsregelung gestellt haben und

entsprechende Angaben gemacht haben, rund 525.000 Beschäftigte (davon rund 25.000

Leiharbeitnehmer). Rund 22% der Beschäftigten sind bei antragstellenden Unternehmen und

Schienenbahnen mit weniger als 250 Beschäftigten angestellt. Weiterhin ist zu berücksichtigen,

18 Die Abbildung enthält nur Angaben von den Unternehmen, die eine Mitarbeiterzahl von mehr als 0 Angestellten
angegeben haben.
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dass die antragstellenden Unternehmen nicht nur Großunternehmen sind, sondern rund 40%

der Unternehmen zur Gruppe der kleineren und mittleren Unternehmen gehören.19

19 Die Unternehmen müssen im Rahmen der Antragstellung zur Besonderen Ausgleichsregelung angeben, ob sie
zur Gruppe kleineren und mittleren Unternehmen nach der Empfehlung der Europäischen Kommission vom
06.03.2003 gehören (Quelle: https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&rid=1).
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